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(2) Für die nachfolgenden Verfahren werden nur die ge­
richtlichen Auslagen erhoben:

1. Unterhalt und Aufwendungen für die Familie;
2. elterliches Erziehungsrecht und Annahme an Kindes 

Statt;
3. Feststellung oder Anfechtung der Vaterschaft oder Fest­

stellung der Unwirksamkeit einer Vaterschaftsfeststel­
lung;

4. Todeserklärung.
§ 169

V orauszahlungspf licht

(1) Mit der Einreichung einer Klage, eines Antrages, einer 
Berufung oder einer Beschwerde ist die Gerichtsgebühr ein­
zuzahlen, soweit nicht nach § 168 Kosten- oder Gebührenfrei­
heit besteht. Das Gericht kann von den Prozeßparteien Vor­
schüsse für notwendige Auslagen verlangen.

(2) Eine Vorauszahlungspflicht besteht nicht in Verfahren 
wegen Ansprüchen aus Garantie sowie wegen Ansprüchen auf 
Schadenersatz.

(3) Das Gericht kann für die Einzahlung angemessener 
Teile der Gerichtsgebühr oder des Auslagenvorschusses Fristen 
setzen. Vor der Einzahlung von mindestens 50 % der Ge­
bühr soll keine mündliche Verhandlung durchgeführt werden. 
Die Durchführung der Aussöhnungsverhandlung in Ehesched- 
dungssachen darf nicht von der Vorauszahlung abhängig ge­
macht werden.

(4) Hat der Kläger den Gerichtskostenvorschuß nicht inner­
halb der vom Gericht gesetzten Frist eingezahlt, kann die 
Klage durch Beschluß als unzulässig abgewiesen werden.

§ 170
Befreiung von der Vorauszahlungspflicht

(1) Weist eine Prozeßpartei nach, daß sie nicht über die zur 
Durchführung des Verfahrens erforderlichen Geldmittel ver­
fügt, und ist die beabsichtigte Rechtsverfolgung' nicht offen­
sichtlich unbegründet, ist sie auf ihren Antrag durch Beschluß 
von der Varauszahlungspflicht zu befreien. Unter den gleichen 
Voraussetzungen kann einer Prozeßpartei auf Kosten des 
Staatshaushaltes ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn 
das zur Wahrnehmung ihrer Rechte erforderlich ist. Der dem 
Antrag stattgebende Beschluß ist nicht anfechtbar.

(2) Die Befreiung von der Vorauszahlungspflicht und die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts können während des Ver­
fahrens durch Beschluß widerrufen werden, wenn die Vor­
aussetzungen dafür nicht Vorgelegen haben oder während des 
Verfahrens weggefallen sind.

Festsetzung des Gebührenwertes

§ 171
(1) Der Gebührenwert ist vom Gericht durch Beschluß fest­

zusetzen, wenn es das für erforderlich hält oder eine Prozeß­
partei das beantragt. Der Beschluß kann geändert werden. 
Die Wertfestsetzung erfolgt für das Verfahren vor dem Kreis­
gericht und für das Rechtsmittelverfahren gesondert.

(2) Der Beschluß über die Wertfestsetzung bildet die Grund­
lage für die Berechnung der Gebühren des Gerichts und der 
Rechtsanwälte.

§ 172
(1) Der Gebührenwert wird berechnet

1. für wiederkehrende Leistungen, bei Streitigkeiten über 
das Bestehen, die Dauer oder die Aufhebung eines auf 
wiederkehrende Leistungen gerichteten Rechtsverhältnis­
ses oder über Unterhalt nach dem Wert der einjährigen 
Verpflichtung, soweit die Verpflichtung nicht einen kür­
zeren Zeitraum umfaßt;

2. für die Herausgabe einer Sache nach deren Wert;

3. für die Verteilung des gemeinschaftlichen ehelichen Ver­
mögens nach dem höchsten gestellten Antrag, jedoch nicht 
mehr als nach der Hälfte des Gesamtvermögens; inner­
halb eines Eheverfahrens wird dieser Wert nur berechnet, 
soweit die Hälfte des Gesamtvermögens 3 000 M über­
steigt;

4. für die Entscheidung über die Ehewohnung nach dem 
Jahresbetrag des Mietpreises; innerhalb eines Eheverfah­
rens wird dieser Wert nicht berechnet;

5. für sonstige Geldforderungen, Ansprüche oder Rechte 
nach deren Wert.

Für die.Wertberechnung ist der Zeitpunkt der Einreichung der 
Klage oder des Rechtsmittels maßgebend; Nebenforderungen 
wie Zinsen und Kosten bleiben unberücksichtigt. Wird im 
Laufe des Verfahrens der Klageantrag erweitert, ist für die 
Wertberechnung der höhere Wert maßgebend.

(2) Der Gebührenwert für nichtvermögensrechtliche An­
sprüche wird berechnet

1. in Ehesachen in Höhe des Bruttoeinkommens beider Ehe­
gatten in den letzten 4 Monaten vor Einreichung der 
Klage oder Einlegung der Berufung;

2. in Verfahren über das elterliche Erziehungsrecht oder 
über die Annahme an Kindes Statt in Höhe von 500 M;

3. für die Feststellung oder die Anfechtung der Vaterschaft 
in Höhe von 1 000 M;

4. für die Entmündigung und für die Todeserklärung in 
Höhe von 500 M;

5. für arbeitsrechtliche Ansprüche in Höhe von 500 M;
6. für sonstige Ansprüche in Höhe von 2 000 M.

(3) Mehrere in einem Verfahren geltend gemachte An­
sprüche werden zusammengerechnet. Ist mit einem nichtver­
mögensrechtlichen Anspruch ein vermögensrechtlicher An­
spruch verbunden, ist nur der höhere Anspruch maßgebend.

(4) Das Gericht kann unter Berücksichtigung des Gegen­
standes des Verfahrens und der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Prozeßparteien den Wert herabsetzen, jedoch nicht unter 
200 M.

Zweites Kapitel 
Kostenentscheidung

§ 173
(1) Das Gericht hat in seiner Endentscheidung über die 

Verfahrenskosten zu entscheiden. Wenn das Verfahren auf 
andere Weise beendet wird, ist über die Kosten durch Be­
schluß zu entscheiden.

(2) Die durch die Entscheidung zur Kostentragung ver­
pflichtete Prozeßpartei hat die Gerichtsgebühren, die gericht­
lichen Auslagen und die außergerichtlichen Kosten zu zahlen 
und der anderen Prozeßpartei deren Kosten zu erstatten.

<3) Die einem Prozeßbeauftragten entstandenen Kosten sind 
ihm aus dem Staatshaushalt zu erstatten. Das gilt auch für 
die Gebühren und Auslagen eines vom Gericht als Prozeß­
bevollmächtigter beigeordneten oder eines als Prozeßbeauf­
tragter bestellten Rechtsanwalts. Mit der Erstattung geht der 
Anspruch gegen den zur Kostentragung Verpflichteten auf 
den Staatshaushalt über.

(4) Der Staatsanwalt und das Organ der Jugendhilfe sind 
als Prozeßpartei von der Zahlung der Kosten befreit. Im Falle 
ihres Unterliegens oder der Rücknahme ihrer Klage sind die 
Kosten dem Staatshaushalt aufzuerlegen.

§ 174

(1) In Zivilrechtssachen hat die unterliegende Prozeßpartei 
die Kosten zu-tragen. Wenn jede Prozeßpartei zum Teil ob­
siegt und zum Teil unterliegt, sind die Kosten entsprechend 
zu teilen.

(2) Das Gericht kann von der Regelung des Abs. 1 abwei­
chen und einer anderen Prozeßpartei die Kosten ganz oder


